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(7) Der Ausdruck „Ereignis“ bezeichnet einen Vorfall, bei 
dem ein Schadstoff oder einen solchen Stoff enthaltende Aus­
flüsse tatsächlich oder wahrscheinlich ins Meer gelangen.

A r t i k e l  3 
Grundsätze und Pflichten

(1) Die Vertragsparteien treffen einzeln oder gemeinsam 
alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- oder sonstigen 
einschlägigen Maßnahmen, um die Verschmutzung zu ver­
hüten und zu verringern und die Meeresumwelt des Ostsee­
gebiets zu schützen und zu pflegen.

(2) Die Vertragsparteien sorgen nach besten Kräften dafür, 
daß die Durchführung dieser Konvention nicht zu einer Zu­
nahme der Meeresverschmutzung außerhalb des Ostseegebiets 
führt.

A r t i k e l  4
Anwendung

(1) Diese Konvention betrifft den Schutz der Meeresumwelt 
des. Ostseegebiets, welches das Wasser und den Meeresgrund 
einschließlich ihrer lebenden Schätze sowie sonstiger Formen 
der Tier- und Pflanzenwelt des Meeres umfaßt.

(2) Unbeschadet der Hoheitsrechte in ihren Territorialgewäs­
sern wendet jede Vertragspartei diese Konvention innerhalb 
ihrer Territorialgewässer durch ihre innerstaatlichen Dienst­
stellen an.

(3) Diese Konvention findet keine Anwendung auf innere 
Seegewässer, die der Hoheitsgewalt einer Vertragspartei 
unterstehen; jedoch verpflichten sich die Vertragsparteien, 
unbeschadet ihrer Hoheitsrechte sicherzustellen, daß die Ziele 
dieser Konvention in jenen Gewässern verwirklicht werden.

(4) Diese Konvention findet keine Anwendung auf Kriegs­
schiffe, Flottenhilfsschiffe, militärische Luftfahrzeuge oder 
sonstige einem Staat gehörende oder von ihm betriebene 
Schiffe und Luftfahrzeuge, die derzeit im Staatsdienst stehen 
und ausschließlich anderen als Handelszwecken dienen.

Jedoch stellt jede Vertragspartei durch geeignete, den Be­
trieb oder die Betriebsfähigkeit nicht beeinträchtigende Maß­
nahmen sicher, daß derartige ihr gehörende oder von ihr be­
triebene Schiffe und Luftfahrzeuge soweit zumutbar und 
durchführbar in Übereinstimmung mit dieser Konvention 
handeln.

A r t i k e l  5 
Gefährliche Stoffe

Die Vertragsparteien verpflichten sich, der Zuführung der 
in Anlage I bezeichneten gefährlichen Stoffe in das Ostsee­
gebiet entgegenzuwirken, gleichviel ob sie auf dem Luftweg, 
dem Wasserweg oder anderweitig erfolgt.

A r t i k e l  Ѳ -
Grundsätze und Pflichten 

bezüglich der Verschmutzung vom Land aus
(1) Die Vertragsparteien treffen-alle geeigneten Maßnah­

men, um die vom Land ausgehende Verschmutzung der 
Meeresumwelt des Ostseegebiets zu überwachen und auf ein 
Mindestmaß zu beschränken.

(2) Die Vertragsparteien treffen insbesondere alle geeigne­
ten Maßnahmen, um die Verschmutzung durch die schädlichen 
Stoffe und Gegenstände entsprechend der Anlage II zu über­
wachen und streng einzuschränken. Zu diesem Zweck arbei­
ten sie unter anderem gegebenenfalls bei der Entwicklung 
und Annahme besonderer Programme, Richtlinien, Normen 
oder Vorschriften über Einleiten, Umweltqualität und diese 
Stoffe und Gegenstände enthaltende Erzeugnisse und ihre 
Verwendung zusammen.

(3) Die in Anlage II aufgeführten Stoffe und Gegenstände 
dürfen nur mit vorheriger besonderer Erlaubnis, die von der 
zuständigen innerstaatlichen Dienststelle erteilt wird und in 
regelmäßigen Abständen überprüft werden kann, in erheb­

lichen Mengen der Meeresumwelt des Ostseegebiets zugeführt 
werden.

(4) Ist die zuständige innerstaatliche Dienststelle der An­
sicht, daß erhebliche Mengen der in Anlagen aufgeführten 
Stoffe und Gegenstände eingeleitet wurden, so teilt sie der 
in Artikel 12 genannten Kommission deren Menge und Be­
schaffenheit sowie die Art des Einleitens mit.

(5) Die Vertragsparteien bemühen sich, gemeinsame Grund­
sätze für die Erteilung von Erlaubnissen zum Einleiten aufzu­
stellen und anzunehmen.

(6) Die Vertragsparteien wirken darauf hin, zusätzlich zu 
den Bestimmungen des Artikels 5 die in Anlage III aufge­
führten Ziele und Grundsätze zu erreichen und anzuwenden, 
um die Verschmutzung des Ostseegebiets durch Schadstoffe zu 
überwachen und auf ein Mindestmaß zu beschränken.

(7) Kann das Einleiten über einen Wasserlauf, der die 
Hoheitsgebiete von zwei oder mehr Vertragsparteien durch­
fließt oder eine Grenze zwischen ihnen bildet, eine Ver­
schmutzung der Meeresumwelt des Ostseegebiets verursachen, 
so ergreifen die betreffenden Vertragsparteien gemeinsam ge­
eignete Maßnahmen zur Verhütung und Verringerung der 
Verschmutzung.

(8) Die Vertragsparteien bemühen sich, die bestmöglichen 
Maßnahmen zu treffen, um die Verschmutzung des Ostsee­
gebiets durch schädliche Stoffe aus der Luft auf ein Mindest­
maß zu beschränken.

A r t i k e l  7 
Verhütung der Verschmutzung durch Schiffe

(1) Die Vertragsparteien treffen die in Anlage IV beschrie­
benen Maßnahmen, um das Ostseegebiet vor Verschmutzung 
durch vorsätzliches, fahrlässiges oder unfallbedingtes Frei­
setzen von öl und sonstigen Schadstoffen sowie durch Einlei­
ten von Schiffsabwasser und -müll zu schützen.

(2) Die Vertragsparteien entwickeln einheitliche Anforde­
rungen bezüglich der Kapazität und des Standorts von An­
lagen zur Aufnahme von Ölrückständen und sonstigen Schad­
stoffen einschließlich Abwasser und Müll und wenden diese 
an, wobei sie unter anderem die besonderen Erfordernisse 
von Fahrgastschiffen und Mehrzweck-Frachtschiffen berück­
sichtigen.

A r t i k e l  8 
V ergnügungsschif fe

Zusätzlich zur Durchführung derjenigen Bestimmungen die­
ser Konvention, die für eine Anwendung auf Vergnügungs­
schiffe geeignet sind, treffen die Vertragsparteien Sondermaß­
nahmen zur Verringerung der schädlichen Auswirkungen des 
Betriebs von Vergnügungsschiffen auf die Meeresumwelt des 
Ostseegebiets. Die Maßnahmen betreffen unter anderem ange­
messene Anlagen zur Aufnahme von Abfällen, die von Ver­
gnügungsschiffen herrühren.

A r t i k e l  9 
Verhütung des Einbringens (dumping)

(1) Die Vertragsparteien verbieten vorbehaltlich der Ab­
sätze 2 und 4 das Einbringen im Ostseegebiet.

(2) Baggergut darf mit vorheriger Sondererlaubnis der zu­
ständigen innerstaatlichen Dienststelle nach Maßgabe der 
Anlage V eingebracht werden.

(3) Jede Vertragspartei verpflichtet sich, die Einhaltung 
dieses Artikels durch Schiffe und Luftfahrzeuge sicherzustel­
len,

a) die in ihrem Hoheitsgebiet eingetragen sind oder ihre 
Flagge führen;

b) die in ihrem Hoheitsgebiet oder ihren Territorialgewäs­
sern Stoffe zum Zweck des Einbringens laden oder

c) von denen angenommen wird, daß sie Abfälle in ihre 
Territorialgewässer einbringen.


